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			Kampf gegen Entlassungen

			Deutsche Firma „Kromberg & Schubert“ unter Beschuss / Demo vor Botschaft
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			Mit fragwürdigen historischen Anspielungen versuchten die Demonstranten, ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Der Frust ist groß bei den Betroffenen. Seit der deutsche Autozulieferer „Kromberg & Schubert“ Anfang des Jahres 54 Mitarbeiter seiner Niederlassung in Pilar entließ, tobt eine Protestwelle, die zu Demos und gewaltsamen Auseinandersetzungen mit der Polizei führte. Bei den Kundgebungen – und sogar im Fernsehen - zeigten Teilnehmer ein großes rotes Transparent mit durchgestrichenem Hakenkreuz und den Logos bzw. Namen der deutschen Firmen „Volkswagen“, „Mercedes-Benz“ und „Kromberg & Schubert“. Dazu der Text: „Nein zum Unternehmer-Nazismus“.

			Einen Höhepunkt erreichte der Konflikt am Freitag der Vorwoche, als Demonstranten die wichtige Verkehrsader Avenida Del Libertador blockierten und zur Deutschen Botschaft im Stadtteil Belgrano marschierten. Dort wollten sie eine Petition abgeben, die die Wiedereinstellung der Entlassenen fordert. Zu den Unterzeichnern gehören  Friedensnobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel und Schriftsteller Osvaldo Bayer. Auch Mitglieder des Deutschen Bundestages, unter ihnen Bundestagsvizepräsidentin Petra Pau (Die Linke), erklärten sich solidarisch und sprachen sich gegen „antigewerkschaftliche Verfolgungspraktiken“ aus. 

			An dem Protestzug zur Botschaft nahm an der Seite der Demonstranten auch der Nationalabgeordnete Nicolás Del Caño von der Sozialistischen Arbeiterpartei (PTS) teil, was bei der deutschen Auslandsvertretung Türen öffnete. „Als ich erfuhr, dass sie von einem Abgeordneten des Nationalkongresses begleitet würden, habe ich mich bereit erklärt, eine sehr kleine Gruppe der Arbeitnehmervertreter und den Abgeordneten kurz selbst zu empfangen“, schildert der deutsche Botschafter Bernhard Graf von Waldersee die Situation. 

			Der Diplomat betont dabei, dass er sich nicht als Vermittler angeboten habe. Gleichwohl habe er sich das Anliegen der Anwesenden angehört und angekündigt, sich mit der Firma „Kromberg & Schubert“ in Verbindung zu setzen. Diese wollte er bitten, ihm ihre Sicht der Dinge zu schildern. Dies sei zwischenzeitlich auch erfolgt, wie von Waldersee demTageblatt mitteilte. Weitere Erklärungen zum Thema wolle man seitens der deutschen Botschaft vorerst aber nicht abgeben. 

			Eindeutig fiel von Waldersees Bewertung des eingangs erwähnten Transparentes mit Anspielungen zur NS-Zeit aus: „Ganz und gar unangemessen.“ Dies habe der Botschafter auch dem Abgeordneten Del Caño gegenüber zum Ausdruck gebracht, wie Tim Nover, der Pressereferent der Botschaft, ergänzte. Der Politiker habe sich daraufhin von dem provokanten Plakat distanziert, so Nover. 

			Auch gegenüber dem Tageblatt erklärte Del Caño, dass er sich mit dem Transparent nicht identifiziere. Einige Gruppen der Demonstranten hätten aber offenbar auf diese Weise ihren Frust darüber loswerden wollen, dass sich - ihrer Meinung nach - deutsche Firmen vor Ort nicht an argentinische Gesetze hielten. Die gewählte Form der Darstellung könne er aber nicht gutheißen, so der Abgeordnete.

			Weshalb genau die Arbeitnehmer entlassen wurden, war von der Firma „Kromberg & Schubert“ nicht zu erfahren. Entsprechende Anfragen des Tageblatts blieben bislang unbeantwortet. Del Caño sagte, das Unternehmen habe Produktionsrückgänge als Grund vorgeschoben. Stattdessen aber habe es sich um „diskriminierende Entlassungen“ gehandelt - vor allem gegen jene Mitarbeiter, die sich für die Arbeitnehmerbelange eingesetzt hätten, so der Abgeordnete. Dies sei illegal. Zudem beklagte er, dass das Unternehmen ein Gerichtsurteil missachte. Dieses habe die Wiedereinstellung zweier entlassener Mitarbeiter angeordnet, die gegen ihre Entlassung geklagt hatten.

			Auf ihr Anliegen aufmerksam gemacht hatten die Gekündigten bereits Mitte Februar, als sie die Eingänge des Industriegebiets in Pilar blockierten. Am Montag sei es auf dem Firmengelände von „Kromberg & Schubert“ dann zu Auseinandersetzungen zwischen Arbeiterdemonstranten und der Provinzpolizei gekommen, schildert Del Caño in einer Presseerklärung. Die Ordnungshüter seien dabei rabiat und ohne Rechtsgrundlage vorgegangen. Dabei seien zahlreiche Personen verletzt worden, wie der Parlamentsabgeordnete ausführte. Am Dienstag habe das Unternehmen dann entschieden, die Frühschicht nicht aufs Gelände zu lassen, um zu verhindern, dass es zu Solidarisierungseffekten komme. 

			Sollte das Unternehmen an seiner bisherigen Linie festhalten, werde es weitere Protestmaßnahmen geben, ist Del Caño überzeugt. Er selber werde sich dafür einsetzen, dass das Thema im Kongress sowie im Parlament der Provinz Buenos Aires zur Sprache komme. Bislang habe die Firma trotz der Gespräche mit dem deutschen Botschafter keine Verhandlungsbereitschaft signalisiert, so der Politiker.
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			Peronisten betonen Einigkeit

			Präsidentschaftskandidat der PJ soll bei Vorwahlen gekürt werden 
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			Treffen im Zeichen Peróns und Evitas: PJ-Funktionäre in Santa Teresita. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Die Peronisten wollen ihren Kandidaten für die Präsidentschaftswahlen nicht durch interne Absprachen, sondern in offener Abstimmung bei den Vorwahlen (PASO) ermitteln. Dies war der Grundtenor eines Treffens der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ) der Provinz Buenos Aires am vorigen Sonnabend im „Golf Club“ von Santa Teresita. Der auf diese Weise gekürte Kandidat soll dann die Unterstützung der gesamten Partei erhalten, wenn es um das Präsidentschaftsamt geht.

			Derzeit gibt es bekanntlich einige Peronisten, die bereits ihre Ambitionen angemeldet haben, Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner im Amt beerben zu wollen: Provinzgouverneur Daniel Scioli, Verkehrsminister Florencio Randazzo, Entre-Ríos-Gouverneur Sergio Urribari und Senator Aníbal Fernández. Aber auch Parlamentspräsident Julián Domínguez, Salta-Gouverneur Juan Manuel Urtubey, Verteidigungsminister Agustín Rossi und Kabinettschef Jorge Capitanich wird entsprechender Ehrgeiz nachgesagt.

			Die Botschaft, die von der Veranstaltung vor allem ausgehen sollte, war die der Einigkeit. Regierungsvertreter, Gewerkschafter, Bürgermeister, Scioli-Anhänger und Aktivisten von „La Cámpora“ sowie weiterer Organisationen wie dem „Movimiento Evita“ waren vor Ort und demonstrierten ihre Unterstützung für Präsidentin Kirchner sowie die Entschlossenheit, auch nach 2015 die Macht im Land innehaben zu wollen. „Auf dass Cristina 2015 das Banner an einen anderen Peronisten weitergeben kann, der aus einer parteiinternen Wahl hervorgegangen ist“, fasste der Gewerkschaftsführer Antonio Caló die Stoßrichtung zusammen.

			Einig waren sich die Redner, dass Peronismus heutzutage „Kirchnerismus“ bedeute. „Diejenigen, die sich Peronisten nennen und die Führung von Néstor und Cristina Kirchner nicht anerkennen, haben mit Peronismus nichts zu tun“, spitzte es Parlamentspräsident Domínguez zu. Und Juan Manuel Moreira, der Chef der peronistischen Jugend Lanús, brachte es mit den Worten auf den Punkt: „Wenn du Peronist bist, bist du K. Wenn du K bist, bist du Peronist.“

			Auch nach 2015 solle das gegenwärtige „Regierungsmodell“ fortgesetzt werden: „Auf dem Spiel steht die Frage, ob wir mit diesem Modell weitermachen, oder ob die Feinde des Volkes sich durchsetzen“, sagte Verteidigungsminister Rossi.

			Entsprechend scharf wurde auf der Veranstaltung mit denjenigen Politikern umgegangen, die sich zwar selbst auch als Peronisten definieren, aber in Opposition zur Kirchner-Regierung stehen. „Mich stören diejenigen, die von unserem Teller gegessen haben und nun die Straßenseite gewechselt haben“, formulierte der streitbare Aníbal Fernández und spielte damit auf Sergio Massa an. Der einstige Kabinettschef der Kirchners macht derzeit mit seiner neu gegründeten „Erneuerungsfront“ der PJ Konkurrenz (siehe Wochenübersicht).

			Im Abschlussdokument verpflichteten sich die Teilnehmer, bei allem persönlichen Ehrgeiz die Parteidisziplin zu wahren. Sie verurteilten „spekulative Attacken ökonomischer Gruppen“ gegen Argentinien. Zudem sagten sie Inflation und Kriminalität den Kampf an.

			Siehe auch Meinung
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			Massa will nicht mit PJ

			Buenos Aires (AT/mc) – Als Alternative mit peronistischem Kern, aber offen auch für Bürger anderer politischer Provenienz – so präsentierte Sergio Massa die von ihm im Vorjahr gegründete Erneuerungsfront (FR) am Montag bei einer Veranstaltung im Parque Norte von Buenos Aires. Das Treffen, an dem Bürgermeister und Abgeordnete der FR teilnahmen, fand bewusst am Jahrestag von Juan Domingo Peróns erstem Wahlsieg im Jahr 1946 statt und war zugleich als Antwort auf die Versammlung der peronistischen Gerechtigkeitspartei (PJ) zwei Tage zuvor in Santa Teresita (siehe links) zu verstehen. Dort hatte es scharfe Angriffe gegen Massa gegeben, der bis 2009 Kabinettschef der Kirchners war, aber nun als Oppositionsführer fungiert. 

			Massa bewertete das Treffen in Santa Teresita als „Einkapselung“, während seine Erneuerungsfront für Öffnung und Pluralismus stehe. „Die PJ hat begonnen, eine Gruppe kleiner und dürftiger Politiker zu werden, die sich in ihren eigenen Wänden einschließen“, so der smarte Jurist. Bei der Gelegenheit schloss er aus, dass er sich an einer Internwahl der PJ beteilige, um einen peronistischen Einheitskandidaten für die Präsidentschaftswahlen 2015 zu ermitteln. 

			Überhaupt hält Massa es für verfrüht, bereits jetzt über Kandidaturen zu sprechen. Diejenigen, die dies täten, seien „verantwortungslos“. Stattdessen sei das Gebot der Stunde, sich um die drängenden Probleme des Landes zu kümmern. Als da wären: Inflation, fehlende Investitionen und Kriminalität. Politik dürfe nicht nur für einzelne Gruppen gemacht werden, sondern müsse zu einem Instrument des Wandels zugunsten der Bürger werden. 
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			Die Woche in Argentinien

			Lehrerstreik gestoppt

			Der bereits angekündigte Lehrerstreik zum Auftakt des neuen Schuljahres ist vorerst gestoppt. Vertreter von Nationalregierung und Lehrergewerkschaften verständigten sich am Dienstag darauf, die Verhandlungen am Rosenmontag fortzusetzen. Auf das Kuriosum, sich auf einen Feiertag zu vertagen, habe die Regierung gedrängt, damit die für den heutigen Sonnabend vorgesehene Rede von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner zur Parlamentseröffnung nicht von dem Tarifkonflikt im Bildungswesen überschattet werde. Dies jeden- falls berichten Lehrervertreter. Diese rechneten es der Regierung an, dass sie bislang davon abgesehen habe, die Gehälter einseitig per Dekret festzulegen. Was die Lohnanpassungen selbst betrifft, war gleichwohl noch keine Annäherung erkennbar. Die Gewerkschaften erklärten, die Regierung habe eine dreistufige Gehaltserhöhung um insgesamt 22 Prozent sowie eine Anwesenheitsprämie von 2000 Pesos vorgeschlagen. Den Lehrern ist das zu wenig. Nun wird sich am Montag entscheiden, ob das neue Schuljahr nach der dreimonatigen Sommerpause wie vorgesehen am Mittwoch beginnen kann.

			Dokument belastet Boudou

			Die Zeitung „Clarín“ schießt weiter scharf gegen Vizepräsident Amado Boudou. Seit Längerem schon berichtet das Blatt über „Boudougate“, das heißt über mögliche Verstrickungen des Politikers in unlautere Machenschaften beim Verkauf der Gelddruckerei „Ciccone“ im Jahr 2010. Boudou, damals noch Wirtschaftsminister, hat bislang stets abgestritten, an der Übernahme des Familienunternehmens durch die Kapitalgesellschaft „The Old Fund“ mitgewirkt zu haben. Jetzt präsentierte „Clarín“ ein Schreiben mit notariell beglaubigter Unterschrift des 2012 verstorbenen einstigen Firmenchefs Héctor Ciccone. Dieser hielt kurz vor seinem Tod schriftlich fest, dass er und sein Sohn Nicolás 2010 mit Boudou und dessen Geschäftsfreund José María Núñez Carmona in einem Restaurant in Puerto Madero zusammengetroffen seien. Dabei habe man über die Zukunft der Druckerei gesprochen, versicherte Héctor Ciccone darin. Das Dokument hatte Graciela Ciccone, eine der Töchter des Verstorbenen, am Dienstag gegenüber Richter Ariel Lijo präsentiert. Dieser untersucht die Umstände der Übernahme von „Ciccone“. Boudou sprach von gefälschten Beweisen. Er sieht sich als Opfer einer Medienkampagne. Die Zeitung „Clarín“ hat seit dem Agrarstreit 2008 kein gutes Haar mehr an der Kirchner-Regierung gelassen. Besonders auf Boudou hat sie sich eingeschossen.

			Karneval in Buenos Aires

			Bunte Umzüge, laute Pauken, wilde Tänze. Die Karnevalssaison strebt an diesem Wochenende ihrem Höhepunkt entgegen. In zahlreichen Vierteln der Hauptstadt werden die „Murgas“ genannten Formationen zu einem großen Finale antreten und für ausgelassene Stimmung sorgen. Gleichwohl ist der Karneval diesmal eine Nummer kleiner als im Vorjahr. Denn die Gesamtzahl der Umzüge an den Wochenenden seit Anfang Februar fällt mit 33 geringer aus als im Vorjahr, als es derer noch 40 gab. Auch sei das Zuschauerinteresse geringer geworden, berichtet die Zeitung „Clarín“. Nur in wenigen Stadtvierteln hätten mehr als 3000 Besucher dem Geschehen beigewohnt. Zu Hochburgen haben sich die Viertel Boedo, Villa Urquiza, La Boca und Almagro entwickelt. In anderen Gegenden wie Recoleta, Barrio Norte, Belgrano, Núñez, Devoto oder Agronomía finden hingegen gar keine Umzüge statt. Die Zahl der Murgas beträgt in diesem Jahr 112, wie die Stadtregierung mitteilt. An den vier Tagen dieses langen Karnevalwochenendes werden sie in verschiedenen Vierteln der Metropole noch einmal Kostproben ihres Könnens geben.

			Homo-Paar aus Russland

			Sie haben sich in Buenos Aires das Jawort gegeben und wollen Asyl in Argentinien: Alexander Eremeev (47) und Dimitri Zaitsev (35), zwei russische Männer aus Sotschi bzw. Kamtschatka, die sich aufgrund ihrer Homosexualität in ihrem Heimatland diskriminiert fühlen. „In Russland konnten wir nicht zusammen leben. Homosexuelle werden verfolgt, sobald sie sich in der Öffentlichkeit die Hand geben oder sich küssen“, erklärte Eremeev. Die beiden hätten sich bewusst für Argentinien als Wahlheimat entschieden, da das Land für gleichgeschlechtliche Paare die „beste Option“ darstelle. Schließlich könnten Homosexuelle hier heiraten und auch Kinder adoptieren. Die beiden frisch Vermählten kündigten an, sich bei der hiesigen Anlaufstelle für Flüchtlinge zu melden, um als politisch Verfolgte anerkannt zu werden. (AT/mc)
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			Peronisten unter sich

			Als Peronisten verstehen sich Anhänger des Parteigründers Juan Domingo Perón, der vor fast vier Jahrzehnten als einziger dreimaliger Präsident Argentiniens verstarb. Seine Partei nennt sich offiziell „Partido Justicialista“, zu Deutsch Gerechtigkeitspartei, nachdem seine Nachfolger verboten, dass Parteien auf Namen bezogen werden.

			Die meisten Anhänger und Würdenträger der Partei befinden sich in der Provinz Buenos Aires. Ausgerechnet hier musste die Richterin Servini de Cubría, die für Wahlen und Parteisachen zuständig ist, unlängst die Partei der Provinz rügen, weil sie es unterlassen hatte, ihre Vorstandsmitglieder zu erneuern. Die Fristen hierfür waren längst abgelaufen und niemand kümmerte sich um neue Vorstände. Die Richterin drohte mit der Auflösung der Partei und machte den Peronisten Beine. Die PJ-Provinz Buenos Aires ernannte unlängst ohne parteiinterne Wahlen Fernando Espinoza, den Bürgemeister von La Matanza, als Vorsitzenden. Diese Gemeinde ist die größte in ganz Argentinien, gemessen an ihren Einwohnern, mehr als einige Provinzen. Sie gilt als eine Wählerbasis der Partei. Das wurde bestätigt, nachdem es dem siegreichen Bürgermeister von Tigre, Sergio Massa, nicht gelang, auch La Matanza zu beherrschen.

			Mit Espinoza als lokalem Parteiführer kam plötzlich etwas Leben in die Provinzpartei. Espinoza lud Peronisten nicht nur der Provinz Buenos Aires zu einem Treffen nach Santa Teresita, einem beliebten Badeort an der Ostküste der Provinz, ein, was gegen Ende der Vorwoche zahlreichen Peronisten die Gelegenheit gab, Reden zu halten, an Diskussionen über besondere Themen teilzunehmen und sich öffentlich zu zeigen. Die Provinzpartei war aus ihrem mehrjährigen Schlaf erwacht worden.

			Unbeschadet der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Themen, die zur Sprache kamen, lauerte das politische Hauptthema Argentiniens im Hintergrund. Es geht um die Präsidentschaftskandidatur der Partei für 2015. Diesbezüglich waren sich die Peronisten einig, dass der Kandidat in den im spanischen Kürzel PASO genannten allgemeinen und obligatorischen Kandidatenwahlen im August 2015 gekürt werden soll. Das hatte der nationale Parteivorsitzende und Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, selber gestandener Kandidat, vor wenigen Monaten angekündigt. Im Vorjahr hatte die Peronisten ihre Kandidaten für Parlamentssitze nicht mit dieser Methode vorgestellt, sondern jeweils nur einen Kandidaten für jedes Wahlamt aufgestellt. UCR-Radikale, Sozialisten und ihre Alliierten hatten im Projekt UNEN in der Stadt Buenos Aires jeweils mehr als einen Kandidaten für Deputierte und Senatoren vorgestellt, so dass der Meistgewählte gekürt wurde und die Verlierer ausschieden. Diese Methode will die Justizialistische Partei offenbar befolgen, wie es das PASO-Gesetz vorschreibt, das die peronistische Nationalregierung im Kongress durchgesetzt hatte. Der regierungstreue und besonders leutselige Senator Aníbal Fernández, vorher Minister und Kabinettschef der Kirchnerregierungen, sagte klipp und klar, dass sich mehrere Kandidaten vorstellen werden und nannte Scioli, Uribarri und Randazzo. Scioli ist seit 2013 angemeldeter Kandidat, sofern sich die Präsidentin nicht für ein drittes Mandat vorstellen darf, welcher Versuch in den vorjährigen Parlamentswahlen gescheitert ist. Sie kann keine Zweidrittelmehrheit in beiden Kammern erreichen, um eine verfassungsändernde Versammlung einzuberufen, die ihr das dritte Mandat in Folge ermöglichen könnte.

			Sergio Uribarri, Gouverneur von Entre Ríos und angeblicher Wunschkandidat der Präsidentin, hat sich inzwischen gemeldet, ebenso Florencio Randazzo, Innen- und Transportminister, der immerhin einige Leistungen zeigen kann, wie die rasche Erledigung der Anträge für Identitätskarten, im Kürzel als DNI bekannt, und die grundlegende Reform der Eisenbahnen, die unterwegs ist. Andere Gouverneure wie Urtubey in Salta nach seinem letzten Wahlsieg und De la Sota in Córdoba werden ebenfalls genannt, obwohl sie formell noch keine Kandidaturen angemeldet haben. Aníbal Fernández deutete ebenfalls an, dass er kandidieren wird.

			Das Kandidatenrennen hat begonnen, ebenso unter den Peronisten wie unter Oppositionellen wie Hermes Binner, Exgouverneur von Santa Fe, Ernesto Sanz, UCR-Vorsitzender, und selbstverständlich Sergio Massa, derzeit Nationaldeputierter und vormals Bürgermeister von Tigre, der sich pausenlos darum bemüht, neue Anhänger für sein Projekt zu verpflichten, das bisher auf die Provinz Buenos Aires beschränkt war. Massa wird sich angeblich nicht zur Wahl innerhalb der Justizialistischen Partei stellen, der er auch angehört, sondern außerhalb mit seiner Reformpartei. Alle Weichen für 2015 werden derzeit gestellt und sicherlich auch andere Politiker reizen, selber mitzumachen.
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			Von Fünf auf Drei auf Null

			Von Stefan Kuhn

			Zunächst einmal ist dieses Urteil eine letztinstanzliche Ohrfeige für Europa. Dass das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe die neue für Europawahlen geltende Dreiprozenthürde kassiert hat, ist demokratietheoretisch vertretbar. Die Begründung der Karlsruher Richter ist es nicht. Sie besagt nämlich, dass das Europäische Parlament so unbedeutend ist, dass es am Ende egal ist, welche politischen Splittergruppen dort einziehen.

			Natürlich hat das EU-Parlament nicht die Bedeutung des Bundestags. Aber dem nationalen Parlament und den Länderparlamenten eine Schutzklausel zuzugestehen, die man der europäischen Volksvertretung verwehrt, dürfte schon bald den Europäischen Gerichtshof beschäftigen.

			Sperrklauseln sind demokratisch umstritten. In der Bundesrepublik hat man sie nach den Erfahrungen der Weimarer Republik eingeführt. Sie sind Teil der „wehrhaften Demokratie“ und sollen für stabile Regierungen sorgen. Deutschland ist damit ganz gut gefahren. Chancenlos sind Kleinparteien deswegen nicht, wie der Aufstieg der Grünen beweist. In Landesparlamenten sitzen oder saßen NPD, Piraten, DVU, die Hamburger Schillpartei, die Republikaner, die KPD, DP, SRP und die Bayernpartei. Es müssen nicht auch noch die Autofahrerpartei, die Familienpartei, die Bibeltreuen Christen oder die Tierschutzpartei hinzukommen.

			Zudem sind Sperrklauseln, sofern sie nicht wie in der Türkei bei zehn Prozent liegen, demokratischer als die Mehrheitswahlsysteme, wie sie in Großbritannien, Frankreich oder den USA praktiziert werden. Dort haben Kleinparteien keine Chance. Da nützt es nichts, wenn man landesweit auf 20 Prozent der Stimmen kommt. Wenn die Partei keinen Wahlkreis gewinnt, sitzt sie auch nicht in der Volksvertretung, auch wenn sie ein Fünftel der Wähler hinter sich hat.

			Bei den letzten Europawahlen 2009 galt noch die für die Bundestagswahlen übliche Fünfprozenthürde. Diese wurde auf Druck des Bundesverfassungsgerichts auf drei Prozent herabgesetzt. Hätten diese drei Prozent schon damals gegolten, wäre die Zahl der ins EP eingezogenen deutschen Parteien gleich geblieben. Ohne Sperrklausel wären die Freien Wähler, die Republikaner und die Tierschutzpartei zu CDU/CSU, SPD, Grünen, Linkspartei und FDP hinzugekommen. Bei 96 deutschen Europaabgeordneten gibt es eine natürliche Sperrklausel von etwas über einem Prozent. Bei einer Wahlbeteiligung von 43 Prozent wie 2009 (99 Abgeordnete) hätte eine Partei rund 270.000 Stimmen für einen Sitz im Europäischen Parlament benötigt. Das ist nicht gerade wenig.

			Deshalb dürften sich die Folgen auch in Grenzen halten. Mag sein, dass mit der jetzt nicht mehr gefährdeten FDP auch die europakritische Alternative für Deutschland (AfD), die Freien Wähler, die Piraten und die rechtsextreme NPD ins Europaparlament einziehen, aber das bedeutet nicht den Untergang Europas. Viele Länder darunter auch Spanien haben keine Sperrklausel. Andere wie Österreich habe eine symbolische. Diese liegt bei vier Prozent, aber man braucht über fünf Prozent, um einen der 18 österreichischen Sitze zu erringen. 

			Durch den Wegfall der Sperrklausel in Deutschland sind die etablierten Parteien gezwungen, ihre Europapolitik glaubwürdig zu vermitteln. Wenn die Wahlbeteiligung steigt, sind auch die Hürden für die Kleinparteien höher.

			Anders sieht es im Bundestag aus. Der hat regulär knapp 600 Mitglieder. Ohne Sperrklausel würden dort seit den Wahlen vom September 2013 heute 15 statt 5 Parteien sitzen, darunter auch die Rechtsextremen von NPD, Republikanern und pro Deutschland, oder die „PARTEI“, eine Satiregruppe, die sich für den Wiederaufbau der Mauer einsetzt. Für den Einzug reichen 0,2 Prozent, das hätte bei den letzten Wahlen etwa 73.000 Stimmen entsprochen. 

			Man kann nur hoffen, dass das Karlsruher Urteil keine Auswirkung auf die deutsche Fünfprozenthürde hat. Die zu riskieren, und da haben die Karlsruher Richter in ihrer Begründung Recht, dafür ist der Bundestag wirklich zu bedeutend.
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			Randglossen

			Im Zeichen der gegenwärtigen Tarifverhandlungen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern meldeten sich angebliche Sprecher von Empfängern der Sozialsubventionen, die die Regierung verteilt, mit dem unverschämten Vorschlag, als angebliche Gewerkschaft anerkannt zu werden, damit sie wie andere Gewerkschaften mit der Regierung über Aufbesserungen ihrer Subventionen verhandeln. Die Sozialsubventionen aller Art, die besonders die Kirchnerregierungen erfunden haben, beruhen auf einseitigen Handlungen der Regierung und keinesfalls auf Verhandlungen mit Tarifpartnern wie echten Gewerkschaften. Die Regierung, die längst defizitäre Finanzierungen mit Geldschöpfung der Zentralbank deckt, hat auf diese Unverschämtheit mit Schweigen geantwortet, so dass sie die Bittsteller richtigerweise nicht als echte Tarifpartner anerkannt hat.

			Die vom Staatsdefizit mit Geldschöpfung der Zentralbank genährte Inflation neigt stets dazu, bald auszuufern, wie es die argentinische Erfahrung seit dem Beginn der Inflation nach dem Zweiten Weltkrieg unter Präsident Juan D. Perón bewies, nachdem der vorher stabile Peso im Verhältnis von eins zu vier im Juni 1948 plötzlich auf über das Doppelte in nur einer Woche sprang. Seither lösen sich kurzlebige Stabilisierungen mit überschäumender Inflation ab. Unternehmer heben die Preise in Vorsorge kommender Abwertungen und massiver Lohnzulagen an und Gewerkschafter streiken gerne, wenn ihre Wünsche nicht erfüllt werden. Neu unter den Kirchnerregierungen sind nur die nahezu täglichen Protestkundgebungen, die den Straßenverkehr hemmen und kraft Umleitungen zu ärgerlichen Verzögerungen führen. Vor Perón gab es jahrzehntelange Stabilität, an die sich niemand mehr erinnert, wogegen Hyperinflationen vor drei Jahrzehnten nicht vergessen worden sind. 

			Am Ende war es schon ein bisschen lächerlich. Im Prozess gegen den früheren niedersächsischen Ministerpräsidenten und späteren Bundespräsidenten Christian Wulff ging es am Ende noch um 720 Euro. Eine Einladung zum Münchner Oktoberfest, die Hotelübernachtung und ein Kindermädchen, damit kann man nun wirklich nicht die Gunst des Regierungschefs von Deutschlands zweitgrößtem Flächenland kaufen. Der Freispruch ist korrekt, man hätte das Verfahren auch schon vorher einstellen können. Nur das ganze Gedöns drum he- rum, die Medienschelte, die Kritik an der Staatsanwaltschaft stößt einem sauer auf.

			Als die Affäre um einen Privatkredit eines niedersächsischen Unternehmers an den Landesvater bekannt wurde, ist dieser sehr selektiv mit der Wahrheit umgegangen. Später als Bundespräsident hat Wulff nur zugegeben, was die Medien schon herausgefunden hatten. Diese haben nur ihren Job getan, vorwerfen kann man höchstens der Bild-Zeitung, dass sie ihren einstigen Lieblingspolitiker wie eine heiße Kartoffel fallen gelassen hat. Schlimmer dabei war, dass Wulff als Staatsoberhaupt beim Chefredakteur dieser Zeitung anruft und ihm mit „Krieg“ droht. Das ist Amtsanmaßung, das darf im Verteidigungsfall nur die Bundeskanzlerin. Die Staatsanwaltschaft hat ermittelt, weil ein Anfangsverdacht bestand. Der Prozess kam wohl zustande, weil man sich nicht vorwerfen lassen wollte, dass die Kleinen gehängt und die Großen laufen gelassen werden. Nur war Wulff der Kleine in diesem Fall. Ein kleiner Schnäppchenjäger, zu klein für das höchste deutsche Staatsamt.

			

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11806.png]

			In Venezuela droht der wirtschaftliche Kollaps

			Die Fronten zwischen Regierung und Opposition in Venezuela verhärten sich. Die gewalttätigen Auseinandersetzungen verdecken, dass sich die Wirtschaft langsam, aber stetig auf den Kollaps zubewegt. Längst sind viele Nahrungsmittel und auch Gebrauchsartikel des täglichen Bedarfs (wie Toilettenpapier), auch Medikamente zur Mangelware geworden. Knapp ein Drittel der Konsumgüter fehlen regelmäßig, Es kommt immer öfter zu Stromausfällen. Die Inflation ist mit 57% weltweit am höchsten. Das Wachstum fällt zudem bescheiden aus. Nach knapp 2% im Jahr 2013 (in Wirklichkeit sogar weniger) droht dieses Jahr eine Rezession. Eine Stagflation dieser Art ist erstaunlich für ein Land, das weltweit mit über die größten Ölreserven verfügt. Obwohl der staatliche Ölkonzern PdVSA rund u$s 100 pro Barrel erhält, sind die Kassen der Regierung leer. Das Haushaltsdefizit beträgt rund 11% des Bruttoinlandsproduktes, und hat keine echte Finanzierung. 

			Auch die Leistungsbilanz gibt zu denken. Die Investmentbank Morgan Stanley hat jüngst die Außenkonten Venezuelas anhand von Daten der Internationalen Energieagentur und des Ölkonzerns BP eruiert und festgestellt, dass Venezuela im vergangenen Jahr lediglich Öl im Gegenwert von u$s 50 bis 55 Mrd. exportiert hat, gegen u$s 90 Mrd im Vorjahr. Die Leistungsbilanz wies letztes Jahr ein Minus von u$s 15 bis u$s 20 Mrd aus, der sich mit einem Überschuss von u$s 10 Mrd im vorangehenden Jahr vergleicht. Das würde heißen, dass das Land in diesem Jahr zwischen u$s 13 und u$s 19 Mrd. zusätzlich finanzieren müsste – entweder aus der Devisenkasse oder durch die Ausgabe von Anleihen. Ausländische Konzerne investieren derzeit kaum direkt.       

			Folglich könnte das Land bald Probleme bekommen, seine ausländischen Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen. Die Devisenreserven sind schon stark auf  u$s 21 Mrd. geschrumpft. Venezuela wird voraussichtlich schon 2014 in Zahlungsschwierigkeiten kommen, erklären Analytiker von Morgan Stanley. Andere Investmentbanken, wie etwa HSBC, sehen das Risiko erst ab dem Jahr 2017. Auf den ersten Blick scheinen die Tilgungsverpflichtungen für 2014 mit rund u$s 5 Mrd. zwar nicht sehr hoch zu sein. Doch dazu kommen fällige Zinsen in Höhe von u$s 6 Mrd. und ausstehende Zahlungen auf Importe in Höhe von insgesamt etwa u$s 12 Mrd. Außerdem müsste mehr importiert werden, um die Industrie in Gang zu halten.

			Solche Zahlen machen die Märkte nervös. Regelmäßig auftauchende Gerüchte besagen, dass der Regierung bereits jetzt die Devisen fehlen, um gleichzeitig ausländische Zahlungsverpflichtungen auf Kredite und die lebensnotwendigen Importe zu bezahlen. Tatsächlich setzt der zunehmende Dollarmangel den Unternehmen immer mehr zu. Inzwischen weist die Finanzbehörde kaum noch Devisen für Importe an. Das vor kurzem angekündigte neue Zuteilungssystem, mit dem Unternehmen schneller und transparenter an Devisen kommen sollten, wurde bis auf weiteres ausgesetzt. 

			In den letzten Wochen schlossen zwei Autokonzerne ihre Werke, weil die Produktion ohne Zulieferungen aus dem Ausland nicht mehr funktioniert. Auch Empresas Polar, der führende Brauer und Lebensmittelproduzent droht, Fabriken zu schließen, weil ihm die Gerste fehlt. Mehrere Fluggesellschaften haben ihre Flüge nach Venezuela eingestellt, weil sie kaum noch damit rechnen, dass der venezolanische Staat seine Schulden in Höhe von u$s 3 Mrd. bei ihnen zurückzahlt.

			Gleichzeitig erschwert die Regierung den Alltag der Unternehmen mit immer neuen Auflagen zusätzlich. Faktisch werden inzwischen fast alle Preise kontrolliert. Wer Waren hortet oder über den festgesetzten Preisen anbietet, dem drohen langjährige Haftstrafen. Auch die Gewinne der Unternehmen will die Regierung nun kontrollieren.

			Alexander Busch, NZZ
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			Einigung mit Repsol

			Am Dienstag kündigte Wirtschaftsminister Axel Kicillof an, dass eine Einigung mit der spanischen Repsol erreicht worden sei, und die Regierung Bonds in Höhe von u$s 5 Mrd. ausgeben werde, um Repsol das Aktienpaket von YPF zu zahlen, das die Regierung im April 2012 übernommen hat. Der Verwaltungsrat von Repsol hat das Abkommen mit der argentinischen Regierung auch angenommen, womit der Konflikt im Prinzip überwunden ist. Repsol hat allerdings die Aufhebung der Prozesse gegen Argentinien, vornehmlich vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID, vom effektiven Inkasso des Entschädigungsbetrags abhängig gemacht. 

			Der effektive Betrag, den der argentinische Staat zahlt, liegt weit über u$s 5 Mrd. Repsol will die Titel, die ihr der argentinische Staat übergibt, bei Banken unterbringen und sofort einen Barbetrag kassieren. Dabei ist die spanische Firma bereit, einen kleinen Verlust zu tragen: Angeblich soll sie schließlich nur u$s 4,76 Mrd. einnehmen. Doch der argentinische Staat muss zunächst u$s 1 Mrd. zusätzlich zahlen, um den Verlust zu decken, der bei den Staatspapieren entsteht, die Repsol zum Nennwert erhält und zum Marktwert verkauft. Hinzu kommen dann noch die Zinsen auf diese Papiere, die bei den neuen Bonds auf 8,75% jährlich festgesetzt wurden, womit die gesamte Zahlung angeblich auf u$s 9,54 Mrd. steigt. 

			Die Zahlung setzt sich folgendermaßen zusammen: 1. u$s 500 Mio. in Bonar X (die der Staat im Portefeuille hat); 2. u$s 1,25 Mrd. in Discount-Bonds; 3. u$s 3,25 Mrd. in einem neuen Staatspapier, benannt Bonar 2024. Hinzu kommt dann noch ein Paket von u$s 1 Mrd., das zu u$s 400 Mio. aus Boden 2015, zu u$s 300 Mio. aus Bonar X und zu u$s 300 Mio. aus Bonar 2024 besteht. Eine Erklärung für diesen komplizierten Zahlungsmodus wurde nicht gegeben. Bei den neuen Papieren (Bonar 2014) hat Repsol gefordert und auch erhalten, dass sie im Fall eines neuen argentinischen Defaults ausgenommen werden, also eine Vorzugsstellung vor anderen Bonds haben. 

			Für YPF ist die Beendigung des Streites sehr wichtig, da das Unternehmen sonst keine Partner für die großen privaten Investitionen erhält, weil Repsol den Interessenten mit einem Prozess gedroht hat. Ebenfalls müssen neue Investoren befürchten, dass sie gelegentlich das gleiche Schicksal wie Repsol erleiden. Jetzt hat die argentinische Regierung gezeigt, dass es schließlich keine Konfiskation war. Auch allgemein ist die Überwindung dieses Konfliktes notwendig, der die internationalen finanziellen Beziehungen schwer belastet hat.

			Kicillof hatte zunächst erklärt, Argentinien werde Repsol gar nichts zahlen und sogar eine Entschädigung für Umweltschäden fordern. Repsol hatte einen Preis von u$s 10 Mrd. für das enteignete Aktienpaket gefordert. Jetzt hat man sich auf halber Strecke geeinigt. Repsol hatte seinerzeit u$s 15 Mrd. für das ganze Aktienkapital von YPF gezahlt. Doch danach hat Repsol über anormal hohe Bardividenden (die zwischen 2008 und 2010 142% des Buchgewinnes ausgemacht haben!) und auch durch Übertragung von Auslandsaktiven von YPF auf die Muttergesellschaft einen Teil des Kapitals zurück erhalten. Ebenfalls hat Repsol von der Technologie von YPF auf dem Gebiet des „Upstreams“ (Forschung, Ausbeutung und Transport) profitiert, da Repsol vornehmlich beim „Downstream“ (Raffinerien und Tankstellen) tätig war. Ob Repsol mit der jetzt versprochenen Zahlung auf seine Rechnung kommt, sei dahingestellt. Auf alle Fälle war dem spanischen Unternehmen auch nicht daran gelegen, den Konflikt aufrecht zu erhalten
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			Chinesische Cofco übernimmt 51% von Nidera

			Die chinesische Staatsholding Cofco, die auf dem Gebiet des Handels von Getreide und Ölstaat sehr stark ist, hat 51% des Aktienpakets von Nidera übernommen, die jedoch mit 49% Partner bleibt, mit der Aussicht auf ein viel größeres China-Geschäft, was beim Aufstieg von China zum weitaus größten Käufer von argentinischer Sojabohne besondere Bedeutung hat. 

			Nidera wurde 1920 in Rotterdam gegründet, und etablierte sich neun Jahre später in Argentinien. Der Name Nidera setzt sich aus den Anfangsbuchstaben der Länder zusammen, in denen die Gesellschaft tätig war: Netherlands, India, Deutschland, England, Russland & Argentinien. Der Gesamtbetrag des Kaufgeschäftes wurde nicht bekanntgegeben. Gut informierte Quellen gehen aber davon aus, dass er zwischen u$s 1 und u$s 2 Mrd liegen könnte.

			Nidera gehört mit zu den großen internationalen Getreide- und Ölsaathändlern, die in Argentinien tätig sind: Cargill, ADM (Archer Daniels Midland), Bunge (früher Bunge & Born), Dreyfuss, Alfred Töpfer und Noble. Diese letzte Gesellschaft ist auch chinesisch und entstammt aus der Übernahme der Schweizer La Plata Cereal, der lokalen Filiale der Gruppe André, die vor einigen Jahren aufgegeben hat.

			Nidera befasst sich auch mit Verkauf von Samen für Landwirte, mit dem Export von Speiseöl u.a. Tätigkeiten. Die Firma führte als erste Gensoja des US-Unternehmens Monsanto ein, und brachte ebenfalls französische Technologie ins Land, um die Weizenerträge zu erhöhen („Baguette-Weizen“). Die Chinesen kontrollieren jetzt einen der weltweit größten Trader: In Argentinien rangiert Nidera auf dem achten Platz unter den Exporteuren von Getreide und Ölsaat, auf dem siebten bei Industrieprodukten auf dem von Pellets und Sojamehl, und dem sechsten unter den Ölexporteuren. Nidera verzeichnet für 2013 einen weltweiten Jahresumsatz von u$s 17 Mrd., von denen ca. u$s 2 Mrd. auf Argentinien entfallen.

			Cofco beschäftigt um die 100.000 Menschen und wird als eine der 400 weltweit größten Unternehmensgruppen eingestuft. Abgesehen von Commodity-Handel betreibt sie das Milchunternehmen China Mengniú Dairy Co, das Getränkeunternehmen China Foods Ltd und China Agri-Industries Holdings, das Commodities verarbeitet und vermarktet. Cofco betreibt an die tausend Häfen und eine Flotte von 130 großen Containerschiffen. Auch mit Argentinien hat Cofco schon Geschäfte getätigt.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 7,89, um 0,83% über der Vorwoche und um 20,92 % über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 27,84 Mrd., gegen u$s 27,67 Mrd. eine Woche zuvor. Die ZB verwaltet die Reserven sehr strikt über die Importgenehmigungen. Unmittelbar wurde auch mehr Sojabohne (aus dem Bestand von 2013) exportiert, was weitergeht und nicht nur durch den Abwertungssprung, sondern durch die Preiszunahme (an der Börse von Chicago) im Februar, von u$s 470 auf u$s 515 pro Tonne angeregt wird. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.14 bei $ 8,105, zum 30.06.14 bei $ 8,78 und zum 30.12.14 bei $ 10,70. Der Terminkurs per Dezember 2014 enthält einen Jahreszinssatz von 43,88% der die Abwertungserwartung wiedergibt. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 11,45. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 3,42 % und lag 7,06 % über Ende 2013.

			***

			Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 5,39% und notierten mit 26,47% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos stiegen zur Vorwoche 6,26%, lagen jedoch mit 32,03% gegenüber Ende 2013 im Minus. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 1,99% und lagen mit 3,09% im Minus. Boden 2014 verloren zur Vorwoche 2,46% und lagen mit 7,69% im Plus seit Jahresende, und Global 2017 Arg. stiegen in einer Woche um 0,38% und im Laufe des Jahres um 0,56%..

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 223,30 (Vorwoche $ 216,98) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 319,01 (Vorwoche $ 309,97). 

			***

			Die ZB hat bestimmt, dass die Banken Mittel, die für Kredite zur Finanzierung sogenannter produktiver Investitionen bestimmt sind, für den Diskont von vordatierten Schecks einsetzen dürfen. Vom gesamten Kreditkontingent, um das es hier geht, dürften im März 10% und im April noch einmal 10% für Scheckdiskont bestimmt werden. Der Zinssatz wurde dabei auf 17,5% festgesetzt, was stark unter dem Satz liegt, den die Banken allgemein bei Diskont von Schecks und persönlichen Krediten fordern. An der Börse werden vordatierte Schecks auf kurze Fristen zwischen 28% und 30% verzinst. In der Regel fordern die Banken bei Krediten über diese Schecks entweder, dass es sich um Schecks von größeren Unternehmen handelt, die dann von kleineren indossiert werden, oder dass eine Garantie einer Gesellschaft für gegenseitige Risikoversicherung (SGR) besteht.

			***

			Der gut informierte Journalist Marcelo Bonelli berichtet in der Zeitung “Clarín” (28.2.14), dass Kabinettschef Jorge Capitanich seinen Vertrauten bestätigt habe, dass Argentinien die Beziehungen zum Internationalen Währungsfonds normalisieren wolle und zunächst eine Revision der Zahlen über den Staatshaushalt und die Wirtschaft (im Rahmen des Artikels 14 der Fondstatuten) erlauben werde. Wirtschaftsminister Axel Kicillof soll sich besonders in diesem Sinn eingesetzt haben. Dies soll zur Lösung der bestehenden finanziellen Konflikte im Ausland beitragen. Wie verlautet, brauche das Land um die u$s 10 Mrd., um die Kapitalbilanz (und somit die Zahlungsbilanz) auszugleichen.

			***

			Bonelli berichtet ebenfalls, dass der Vorsitzende des Pariser Klubs, Ramón Fernandez, das Angebot abgelehnt hat, das Kicillof vorgelegt hatte, “weil es nicht einmal die Mindestbedingungen erfülle, die eine internationale Verhandlung erfordere”. Der Klub von Paris habe jetzt ein Gesuch über Information an Kicillof gesendet, das unangenehme (und auch beleidigende) Fragen stellt. Offensichtlich gibt es ohne IWF keine Lösung.

			***

			Der Konflikt mit der Reiseagentur Despegar.com, der größten Agentur in Argentinien und auch in ganz Lateinamerika, dauert an. Nachdem die AFIP zunächst das lokale Büro der Firma geschlossen hatte, hat diese Berufung vor Gericht eingelegt und erreicht, dass der zuständige Richter die Aufhebung der Maßnahme verfügte. Die AFIP hat dann sofort wieder Berufung eingelegt, so dass das Büro des Unternehmens geschlossen blieb. Abgesehen davon, wurde auch die Eintragung beim Steueramt (CUIT) eingefroren. Der Firma wird vorgeworfen, dass sie ihre Dienste über eine verbundene Gesellschaft in den USA (Despegar.Com.Inc.) kassiert habe,und somit lokale Steuern hinterzog. Diejenigen, die schon Passagen gekauft haben, sollen kein Problem haben. 

			***

			Das Gesundheitsministerium hat den Unternehmen und Anstalten, die medizinische Dienste bei einer festen Monatsrate liefern (benannt “prepagas”) durch Beschluss 185/14, eine Tarifzunahme von 5,5% ab 1. März genehmigt, womit die Zunahme in 12 Monaten 34,5% erreicht.

			***

			Im Januar 2014 wurden 165.191 gebrauchte Kfz verkauft, 7,37% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, 15,6% mehr als im Dezember 2013 und ein absoluter Rekord für diesen Monat, teilt die Kammer der Fahrzeugagenturen CCA (Cámara de Comercio Automotor) mit. Der Verkauf gebrauchter Einheiten erreichte in San Luis ein interannuelles Plus von 36,2%, in Neuquén 28,05%, in Tierra del Fuego 17%, in Santa Fé 14,16%, in Formosa 14,16%, in La Rioja 11,92% und in Rio Negro 11,13%. Normalerweise werden mehr neue Kfz in der Bundeshauptstadt und der Provinz Buenos Aires gekauft, wobei die entsprechenden gebrauchten Einheiten nach ärmeren Provinzen geliefert werden. 

			***

			Von den 19.480 km optischer Faser, die die Regierung vorgesehen hat, wurden schon 15.453 km (gleich 79,3%) gelegt. Weitere 4.494 km wurden von den Unternehmen Silica, Giga Red und Global Crossing übernommen. Auch wurden Abkommen mit den Telefonunternehmen Telefónica, Telecom und Claro unterzeichnet, die sich verpflichtet haben, weitere 8.305 km optischer Faser zu legen, Mit all dem gelangt man schließlich auf ein Netz von 28.252 km, zu dem noch Provinz-Netze hinzukommen, die von der Nationalregierung finanziert werden. Jetzt fehlt noch die Inbetriebnahme des ganzen Netzes. Die optischen Kabel erlauben eine qualitativ bessere Fernverbindung für verschiedene Zwecke und dürften auch Kostenverringerungen mit sich bringen.

			***

			Die Behörde des Hafens der Stadt Buenos Aires hat die drei Unternehmen, die den Hafen betreiben, verpflichtet, über u$s 700 Mio. zu investieren, um die Anlagen den größeren Frachtern von 360 Metern Länge und 53 Meter Breite anzupassen, von denen nach Inbetriebnahme der Erweiterung des Panama-Kanals viele erwartet werden. Gegenwärtig kann der Hafen nur Schiffe von bis zu 335 mal 48 Metern empfangen. Die Hafenstationen 1, 2 und 3 werden von Dubai Ports International betrieben, die Station 4 von AFP (Dänemark) und die Station 5 von Bactssa (die Hutchinson aus Hongkong gehört). Damit die Unternehmen investieren können, sollen die Konzessionen vorzeitig um 20 Jahre verlängert werden. Gleichzeitig wird der Hafen von La Plata stark erweitert und ausgebaut, so dass für intensive Konkurrenz gesorgt ist. 

			***

			Zum 14. Februar ist die monetäre Expansionsrate weiter gesunken. Die Geldmenge, benannt “monetäre Basis” (Banknoten in Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten um18,31%, nach einer Abnahme von 6,55% im Laufe dieses Jahres. Das Aggregat M2 (Banknoten in Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg in 12 Monaten um 21,48%, nach einer Abnahme von 7,35% in diesem Jahr. Zum 3. Januar 2014 hatten die Expansionsraten für 12 Monate noch bei 23,17% und 23,89% gelegen.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (benannt EMI, Estimador Mensual Industrial), der eine Schätzung der Industrieproduktion auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten ist (meistens Rohstoffe, die die Industrie verwendet, aber auch Kfz u.a.), lag im Januar 2014 um 2,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, saisonbereinigt sogar 3% darunter. Die Lebensmittelindustrie ging gegenüber dem gleichen Monat des Vorjahres um 1,9%, die Kunststoff- und Kautschukindustrie um 6,2% und der Maschinenbau sogar um 6,7% zurück. Am deutlichsten war der Rückgang bei der chemischen Industrie (-7,8%) und der KFZ-Industrie (-13,5%) spürbar. Dagegen konnte eine Produktionssteigerung bei der Textilindustrie, sowie der Metallindustrie festgestellt werden. Wie das Statistikamt weiter mitteilte, deutete sich der Rückgang bereits seit Ende des vergangenen Jahres an.

			***

			Die Kammer der Motorradhersteller (Cafam) warnte in einem Kommuniqué vor dem starken Rückgang in der Zulassung von motorisierten Zweirädern in den Monaten Januar und Februar. Allein zwischen dem 1.02. und dem 18.02 wurden aufgrund der neuen Steuersätze 50% weniger Zulassungen als noch im gleichen Monat des Vorjahres registriert. 

			*** 

			Das Außenamt unterstützt die Teilnahme argentinischer Firmen an den Messen Gulfood in den Vereinigten Arabischen Emiraten, dem GSMA Mobile World Congress in Spanien und Seeking Importers in den USA.

			***

			Die auf argentinischen Pesos lautenden Staatsbonds, die mit dem CER-Index berichtigt werden, werden jetzt gemäß dem neuen landesweiten Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC), genannt IPCNU (Indice de Precios al Consumidor Nacional Urbano), berechnet. Dies wurde offiziell durch Beschluss 35/2014 des Wirtschaftsministeriums bekanntgegeben. Die Berechnung von Amortisationen und Zinsen übernimmt im monatlichen Rhythmus die Zentralbank. 

			***

			Der Diskontsatz, den Banken bei vordatierten Schecks berechnen, ist von 29% im Dezember 2013 auf 35% im Januar 2014 und 43% im Februar geklettert. Außerdem nehmen die Banken allgemein Schecks auf Fristen über 90 Tage nicht mehr an. Bei Schecks, die mit der Garantie einer Gesellschaft für gegenseitige Risikoversicherung (SGR) verfügen, liegen die Zinsen niedriger.

			***

			Im ersten Monat, in dem der Dollarkauf für Sparzwecke beschränkt zugelassen wurde (am 24. Januar), haben 442.000 Personen insgesamt u$s 238,7 Mio. gekauft, teilt die AFIP mit. Von den 618.199 Personen, die die Genehmigung der AFIP für diese Dollarkäufe erhalten haben, haben sich 565.200 (91,4%) entschieden, Bardollar zum offiziellen Kurs zu empfangen und dabei 20% des Pesowertes an das Steueramt als Vorschuss auf die Gewinnsteuer abzuführen. Nur 52.999 Personen entschieden sich, die Dollar auf ein Sparkonto in dieser Währung zu deponieren. Wenn das Geld ein Jahr lang deponiert bliebt, entfällt der Vorschuss an das Steueramt. Insgesamt 176.000 Personen, die die Genehmigungen für den Dollarkauf erhielten, haben bisher noch keine Dollar gekauft. Um Dollar kaufen zu können, muss der Käufer monatlich über $ 7.200 verdienen, wobei er nicht über $ 2.000 pro Monat kaufen darf.

			***

			Das Amt für Staatseinnahmen AFIP und das chinesische Zollamt tauschen in Zukunft Informationen über Importe und Exporte aus. Die Vereinbarung dazu wurde vom AFIP-Leiter Ricardo Echegaray und dem ersten Vizepremier des chinesischen Zolls, Lu Peijun, unterschrieben. Wichtig ist hier, dass die Werte, die beim Import chinesischer Waren bei argentinischen Zollamt angegeben werden, mit denen übereinstimmen, die beim Export in China verzeichnet werden. Dadurch wird die Unterfakturierung behindert, bei der ein Teil des Zollsatzes (von bis zu 35%) plus Vorauszahlungen auf die MwSt. und die Gewinnsteuer gespart werden. 

			***

			In Zukunft soll die Registrierung eines Domainnamens für das Internet nicht mehr kostenfrei sein. Bereits in der ersten Märzwoche könnte ein Tarif erhoben werden, der um $ 200 pro Jahr liegen müsste, teilte die Leiterin dieser Abteilung im Außenamt, Gabriela Brenta, mit.

			***

			Medikamente werden im Schnitt um 4% teurer, auf Basis der am 31.12.13 geltenden Preise. Die neuen Preislisten sind seit dem 1. März gültig. Einige Pharmaunternehmen hatten im Dezember ihre Preise um 20% angehoben, um mit der Inflation und der Abwertung Schritt zu halten. Die Verhandlungen mit den jeweiligen Kammern und der Regierung haben sich über anderthalb Monaten erstreckt.

			***

			Die Provinz Chubut beabsichtigt, das Fischereiunternehmen Alpesca zu enteignen. Gouverneur Martin Buzzi hat einen entsprechender Gesetzesentwurf im Provinzparlament eingebracht. Mit diesem Schritt beabsichtige man, die ca. 1200 Arbeitsplätze zu erhalten. Man wolle eine neue Gesellschaft gründen, um die Tätigkeit wieder aufzunehmen. Zum Fischereiunternehmen gehören sieben Schiffe, Genehmigungen und die Zuteilung einer Fangquote von 22.000 t. Für die Provinzfinanzen stellt dies eine hohe Belastung dar.

			***

			Die Banken haben im Februar ihre Zinsen auf Festgelder um 3% bis 5% angehoben mit der Absicht, dass die Sparer argentinische Pesos statt US-Dollar als Sparanlage bevorzugen. Aktuell liegen die Zinsen auf 30 Tagen bei durchschnittlich 22,5%. Noch vor einem Monat lag der Zinssatz bei 18%, berichtete die ZB. Für längere Fristen ( ein Jahr) kann man bei Santander Rio bis zu 27% aushandeln, während Banco Nación 25% für den gleichen Zeitraum anbietet.

			***

			Die Leasinggeschäfte sind im letzten Jahr um 50% gestiegen. Das Volumen erreichte die $ 7,14 Mrd. Zwischen 2009 und 2013 seien die Leasingoperationen um 200% angestiegen, sagte der Vorsitzender des Argentinischen Leasingverbandes (ALA), Nicolás Scioli.

			***

			Die ZB hat bei ihrer Wechselausschreibung (Lebac und Nobac) von Dienstag einen Betrag von $ 5,78 Mrd. untergebracht. Da es keine Amortisationen gab, stieg der Nettobetrag der in diesem Jahr untergebrachten Wechsel auf $ 40,5 Mrd. Die Zinsen bleiben unverändert hoch, bei 28,8% für kürzere Fristen und leicht über 30% für längere.

			***

			Aus China wurde bekannt, dass die Bank CDB (China Development Bank) und die Versicherungsanstalt Sinosure (China Export & Credit Insurance Corporation) den Kredit für die zwei großen Wasserkraftwerke in der Provinz Santa Cruz (benannt Néstor Kirchner und Jorge Cepernic, die früher Condor Cliff und Barrancosa hießen) genehmigt hat. Der Konzern, dem der Bau zugeteilt wurde, setzt sich aus den chinesischen Gezhouba Group Corporation und der lokalen Electroingeniería zusammen. 

			***

			Die Immobilienübertragungen in der Provinz Buenos Aires lagen im Januar 2014 mit 3.918 Einzelfällen um 27% über dem Vorjahr, und waren in Werten mit $ 1,32 Mrd. um 59% höher. Somit wurde eine Periode von 23 Monaten mit ununterbrochenen interannuellen Rückgängen umgekehrt. Dennoch liegen Januarzahlen unter 2010 und 2011.

			***

			Der Umsatz der Supermärkte lag im Januar 2014 mit $ 12,63 Mrd. um 33,2% über dem gleichen Vorjahresmonat und 18,5% unter Dezember 2013. Die interannuelle Umsatzzunahme in konstanten Werten (also in Mengen) wurde nicht bekanntgegeben, laut INDEC wegen der Änderung der Methodologie des Indices der Konsumentenpreise. Indessen werden die Umsätze zu konstanten Preisen nicht auf Grund dieses Indices berechnet, sondern an Hand der verkauften Mengen, die dann zu Vorjahrespreisen berechnet werden. Die Preise lagen durchschnittlich um 4,1% über Dezember und die verkauften Mengen gingen um 21,8% zurück. 

			***

			Der Umsatz der Shoppingcenter lag im Januar 2014 mit $ l,88 Mrd. um 37,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 45,8% unter Dezember 2013. Bei den Shoppingcenter spielt der Weihnachtsumsatz eine besondere Rolle, mehr als bei den Supermärkten. Die Preise lagen im Januar durchschnittlich um 1,7% über Dezember, und der Mengenumsatz sank um 46,7%. 

			***

			Das Arbeitsministerium hat am Mittwoch eine obligatorische Schlichtung während fünf Tagen beim Konflikt der Gewerkschaft der Lastwagenfahrer (geleitet von Hugo Moyano und seinem Sohn) mit dem Unternehmen Siderar (des Techint-Konzerns) verfügt. Die Gewerkschaft hatte den Zugang von Lastwagen für die Werke in San Nicolás, Ensenada (bei La Plata) und Canning gewaltsam verhindert, weil das Lastwagenunternehmen Vilatlella & Valls, das für diese Stahlwerke tätig ist, 10 Arbeiter entlassen hat. Die Blockierung wurde daraufhin am Donnerstag aufgehoben. Arbeitsminister Tomada erklärte, die Stilllegung der Werke, die die Maßnahme der Gewerkschaft herbeiführt, stehe in keinem Verhältnis zu den Entlassungen, um die es hier geht. Außerdem wurden die Entlassungen nicht von Siderar, sondern von einem unabhängigen Transportunternehmen verfügt. Das Vorgehen der Gewerkschaft hätte somit zunächst sofort illegal erklärt werden müssen, was jedoch nicht geschah.

			*** 

			Das Steueramt der Provinz Buenos Aires, ARBA, gab die Absicht bekannt, den Schuldnern provinzieller Steuern (Bruttoumsatzsteuer, Immobiliensteuer und Kfz-Steuer) die Möglichkeit zu gewähren, die Schulden in Raten zu zahlen. Bei 12 Raten wird kein Zinssatz berechnet, bei 48 Raten einer von 2% und darüber hinaus 3%. Es besteht kein Kapitalschnitt, aber auch keine Wertberichtigung 

			***

			Zu den 1,5 Mio. t an Weizen, deren Export zugelassen wurde, sollen jetzt 500.000 t hinzugefügt werden, nachdem die Regierung die Genehmigung dafür erteilte. Weitere 500.000 t warten noch auf eine weitere Genehmigung, um ausgeführt zu werden. Von der gesamten Weizenernte 2013/14 von schätzungsweise 9 Mio. t, werden bestenfalls 6,5 Mio. von den lokalen Mühlen gekauft, um den lokalen Konsum zu versorgen und auch exportieren zu können. Theoretisch verbleiben somit 2,5 Mio. t für den Export, so dass mit den 2 Mio. t, die bisher zugelassen wurden, immer noch ein Überschuss verbleibt, der auf den Binnenmarkt drückt. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Wirtschaftsforschungsinstitutes FIEL weist für das Jahr 2013 eine Zunahme von 0,7% auf, die jedoch den Rückgang von 0,8% des Jahres 2012 nicht ausgleicht. Im Januar lag die Industrieproduktion um 2,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, nachdem schon das 4. Quartal 2013 eine interannuelle Zunahme von 2% verzeichnet hatte. Das Jahr 2013 weist im Vergleich zum Vorjahr eine sehr unterschiedliche Entwicklung der einzelnen Branchen auf. Zunahmen verzeichnen nicht metallische Erze (+9,4%), Kfz (4,7%), die Stahlindustrie (4,6%), Chemie und Kunststoffe (3%), und Lebensmittel und Getränke (+0,3%). Textilfasern und -garne blieben unverändert, und Abnahmen verzeichnen Raffinerien (-1,3%) Papier und Zellstoff (-1,4%), Zigaretten (-2,4%) und die metallmechanische Industrie (-3,9%).

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die ausländischen Direktinvestitionen in Mexiko sind im vergangenen Jahr auf u$s 35,2 Mrd. gestiegen und haben damit einen neuen Rekordwert erreicht. Fast 75% der Investitionen seien in die Industrie geflossen, 8% in den Bergbau und 5% in den Handel, teilte das Wirtschaftsministerium mit. Gegenüber dem Vorjahr legten die Direktinvestitionen um 178% zu. Für einen Großteil der Steigerung war allerdings ein Sonderfall verantwortlich. So stammten allein u$s 13,2 Mrd. aus der Übernahme der mexikanischen Brauerei Grupo Modelo durch das belgische Unternehmen Anheuser-Busch InBev. Ohne die Einmalzahlungen hätten die Direktinvestitionen bei u$s 21,9 Mrd. gelegen, eine Steigerung um 73% gegenüber 2012. 

			*** 

			Das Außenhandelsdefizit Brasiliens ist im Januar 2014 weiter angestiegen und setzte damit die Tendenz des Vorjahres fort. Wie die brasilianische Zentralbank mitteilte, erreichte das Defizit im Januar u$s 11,6 Milliarden, und stellte damit einen neuen Rekord für den Monat dar. Die ausländischen Direktinvestitionen in Brasilien betrugen u$s 5,1 Mrd., was nur 44% des Defizits der Zahlungsbilanz entspricht. (Brazil News)

			*** 

			Die Staatsanwaltschaft von São Paulo, die Stadt São Paulo und die Deutsche Bank haben am vergangenen Montag eine Vereinbarung unterzeichnet, nach der das deutsche Finanzinstitut u$s 20 Mio. in öffentliche Kassen zahlt, um jedwede juristische Diskussionen über die Unregelmäßigkeiten bei der Bewegung von rund u$s 200 Mio. auf Auslandskonten von Verwandten des ehemaligen Bürgermeisters und heutigen Kongressabgeordnete Paulo Maluf zu vermeiden. Der damalige Geldfluss wurde über Unternehmen im Offshore-Geschäft auf der Insel Jersey, zwischen 1996 und 2000, realisiert. (Brazil News)

			***

			Die Getreideproduktion in Lateinamerika ist 2013 um 8,8% gestiegen. Die Zunahme wurde vor allem durch die besseren Ernten in Argentinien und Brasilien angetrieben, die 17,2% beziehungsweise 11% über dem Vorjahr lagen, wie es in einem am Montag von dem Regionalbüro der Welternährungsorganisation FAO in Santiago de Chile veröffentlichten Bericht hieß. Vor allem die Maisernte habe dazu beigetragen. Sowohl die erweiterte Anbaufläche als auch die Verbesserung der Produktivität hätten das positive Ergebnis gefördert. (dpa)

			***

			Das chilenische Handelsbilanzdefizit erreichte 2013 u$s 2,25 Mrd., 47% mehr als im Vorjahr, berichtete die chilenische Zentralbank, als Folge der stark zurückgegangenen Exporte, insbesondere von Kupfer.

			***

			Brasilien verzeichnet für 2013 eine Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von 2,3% auf umgerechnet u$s 2,2 Bio. Dollar, teilt das Institut für Geographie und Statistik (IBGE) mit. Das brasilianische BIP liegt über vier Mal so hoch wie das argentinische. Die Entwicklung war in Brasilien jedoch regional sehr unterschiedlich. Während die Gegend von Sao Paulo und Rio de Janeiro eine BIP-Zunahmen von nur 1,7% verzeichnet, lag diese bei den drei südlichen Staaten über 6% und im Nordwesten bei 3,7%. Gesamthaft trugen die Landwirtschaft mit einem Plus 7% und die Investitionen mit Plus 6,3% zum Wachstum bei.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Subway

			Diese US- Sandwich Kette eröffnet demnächst ihren ersten Laden in Bariloche. Vorgesehen sind auch Neueröffnungen in Comodoro Rivadavia, Ushuahia, Rio Gallegos sowie Trelew. Bis Jahresende plant Subway insgesamt 130 Verkaufspunkte zu besitzen. Aktuell sind es 100 Läden.

			Braskem SA 

			Das brasilianische Petrochemieunternehmen Braskem gab ein neues Angebot für die Übernahme der Aktien der lokalen Solvay Indupa bekannt. Wie die Wertpapieraufsichtsbehörde bekanntgab, sollen statt $ 1,35 pro Aktie, nunmehr $ 2,40 pro Aktie bezahlt werden.

			Cor-Vial

			Der Präsident dieses Unternehmens, das in der Provinz Córdoba Maschinen für Straßenbau und Umweltzwecke erzeugt, Ernesto Galt Badra, gab eine Investition von u$s 24 Mio. für eine neue Fabrik auf einem Gelände von 5 ha im Industriepark “Laguna Larga” bekannt. Die bestehenden fünf Fabriken der Firma befinden sich in “Las Varillas”. Das Unternehmen arbeitet gegenwärtig auch an der Entwicklung einer beweglichen Anlage für die Zubereitung und Lieferung von Zement und Asphalt, die erlauben soll, die Kosten bei öffentlichen Arbeiten zu senken.

			Union Agriculture Group

			Diese britische Firma übernahm die Geschäfte des argentinischen Unternehmens El Tejar in Uruguay, das sich auf Bildung landwirtschaftlicher “Pools” spezialisiert, bei denen viele Landwirte ihren Landbesitz einbringen, damit damit dieser gemeinsam verwaltet wird. Für u$s 170 Mio. hat El Tejar 67.000 ha. in Uruguay an die Briten abgetreten. Union Agriculture Group produziert Soja, Weizen und Reis. Außerdem wird die Firma in der Milchwirtschaft aktiv werden. 

			Grupo Financiero Galicia 

			Diese Holding beabsichtigt alle noch in den Händen dritter befindlichen Aktien von Banco Galicia übernehmen, sagte der Vorsitzende von Eduardo Escasany. Die Gruppe sei bereit, bis zu $ 23,22 pro Bankaktie zu bezahlen. Das Geschäft würde die Gruppe $ 49,32 Mio. kosten. Sollte die verkündete Absicht vollendet werden, so würde Banco Galicia nicht mehr in der Börse von Buenos Aires notieren.

			Gerdau 

			Dieses brasilianische Großunternehmen der Stahlindustrie gab die Absicht bekannt, an die u$s 200 Mio. in ein Stahlwerk in Argentinien zu investieren, das in der Ortschaft Perez, Provinz Santa Fé, 20 km von Rosario entfernt, mit einer Kapazität von 650.000 Jato Rohstahl, errichtet werden soll. Das Werk soll 2016 in Betrieb genommen werden. Dabei soll eine jährliche Devisenersparnis von u$s 1,2 Mrd. erreicht werden, da dadurch der Rohstahl ersetzt wird, der gegenwärtig aus Brasilien importiert wird. Gerdau betreibt in Argentinien schon ein Walzwerk von 260.000 Jato. Die Finanzierung erfolgt über eigene Mittel plus einen weichen Bankkredit im Rahmen des Planes „Bicentenario“. Gerdau betreibt weltweit Stahlwerke in 14 Ländern, mit einer Gesamtkapazität von 25 Mio. Jato Rohstahl.

			Banco Ciudad

			Diese Bank, die der Stadtverwaltung von Buenos Aires gehört, hat im vergangenen Jahr einen Gewinn von $ 1,232 Mrd. vor Steuern erreicht ($ 828 Mio. nach Steuern) und konnte damit ihr Ergebnis von 2012 um 30,3% verbessern. Die privaten Kredite seien 2013 überdurchschnittlich um 31,3% gewachsen, teilte der Vorsitzende Rogelio Frigerio mit.

			Claas 

			Dieser deutscher Landmaschinenhersteller begann erst vor kurzem mit den Bauarbeiten für die Erweiterung des bereits bestehenden Lagers in Charata in der Provinz Chaco. Claas besitzt insgesamt 11 Lagerstätten in Argentinien. 

			Gnvgroup

			Diese Baugruppe hat das Unternehmen Constructora Sudamericana unter Vertrag genommen, um zwei neue Bürohochhäuser und ein Wohnhaus in Puerto Madero, auf Dique 1, zu errichten. Gnvgroup gehört dem Unternehmer Alejandro Ginevra. Die Neubauten summieren sich mit dem bereits im Bau befindlichen Projekt Madero Harbour. 

			Corporación América

			Dieser Holding von Eduardo Eurnekian, der über Aeropuertos Argentina 2000 die meisten argentinischen Flughäfen betreibt, hat jetzt 3,4% des Betreibers des Flughafens von Florenz, Italien (Aeroporto di Firenze) übernommen. Nachdem Corporación América vorher schon 23,4% des Betreibers des Flughafens von Pisa übernommen hatte, sind es jetzt insgesamt 52 Flughäfen, die die Firma direkt oder mit Partnern betreibt. Damit ist Eurnekian jetzt weltweit der Unternehmer, der am meisten Flughäfen verwaltet.

			Axion Energy

			Dieses Unternehmen, das die Raffinerien und Tankstellen von Esso (die zum Konzern Standard Oil gehört) in Argentinien 2012 übernommen hat und dem Bridas Konzern gehört (der von den Brüdern Carlos und Alejandro Bulgheroni kontrolliert wird) hat die Errichtung einer neuen Kette von Anlagen für die Schmierung der Kfz unter der Marke “Mobil Lube Express” angekündigt, die in ihren Tankstellen eingerichtet werden. Das erste Zentrum dieser Art wurde Mar del Plata eingerichtet, und dieses Jahr sollen weitere 40 in Betrieb genommen werden. Es handelt sich gesamthaft um eine Investition von u$s 100 Mio.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Regierung will die Beschleunigung der Preis-Lohnspirale bremsen

			Das Wettrennen zwischen Preisen und Löhnen befindet sich in vollem Gang. Es ist dabei belanglos, ob und wie weit es durch Preissteigerungen oder durch überhöhte Lohn- und Gehaltszulagen, ausgelöst wurde. Die Regierung ist sich der Tatsache bewusst, dass diese Entwicklung zu einer geometrisch steigenden Inflation führt, die die Wirtschaft zunehmend stört, mit rezessiver Wirkung, was auch bei der Gesellschaft eine schlechte Stimmung schafft, die politisch in einer abnehmenden Zustimmung der Regierung führt und die Opposition nährt. Sowohl Néstor wie Cristina Kirchner haben sich nicht für Stabilisierung eingesetzt, sondern bewusst eine Politik der verwalteten Inflation betrieben, die ihnen politisch einen größeren Spielraum verlieh. Eine Jahresinflation von bis 25% wird von der argentinischen Gesellschaft als normal empfunden, und irgendwie kommt man damit zurecht. 

			Doch in letzter Zeit ist dieses Schema aus den Fugen geraten, mit einer höheren Inflationsstufe, die eine deutlich steigende Tendenz aufweist. Wenn man den Fall tiefer untersucht, gelangt man zum Schluss, dass diese neue Konstellation grundsätzlich durch die anormal stark gestiegenen Staatsausgaben herbeigeführt worden ist, bei der alle sozialen Gruppen versuchen, den Kosten dieses vergrößerten Staates zu entgehen. 

			Die Regierung bagatellisiert das Grundproblem, und dürfte auch wissen, dass der Abbau von Staatsausgaben, auch wenn er energisch eingeleitet wird (was in keiner Weise der Fall ist) kurzfristig keine Wirkung hat. Somit muss man sich bemühen, die Beschleunigung der Preis-Lohnspirale (oder Lohn-Preisspirale, wenn man es so vorzieht) mit direkten Maßnahmen und Entscheidungen zu bremsen. Im privaten Bereich wirkt vornehmlich die schon eingetretene Rezession als Bremse, ebenfalls die restriktive monetäre Politik der letzten Wochen. Das wirkt gegen Preiserhöhungen, führt zu vorzeitigen Ausverkäufen und allerlei Rabatten, und hemmt auch Lohnforderungen. Schon vollzogene und zunehmende Entlassungen (definitive und zeitlich beschränkte) und Entlassungsdrohungen führen die Gewerkschafter zur Mäßigung, weil sie den Druck von unten spüren, so dass sie sich als Erstes um die Erhaltung der Arbeitsplätze bemühen müssen. Dabei wird ein Reallohnverlust hingenommen, auch wenn dies nicht offen zugegeben wird. Einige Industrieunternehmer befürworten eine Hinausschiebung der Lohnverhandlungen, in Erwartung einer Beruhigung der Preisfront und wohl auch einer Vertiefung der Rezession.

			Im öffentlichen Bereich ist das Problem schwieriger. Rein finanziell sollte das hohe Defizit beim Nationalstaat und auch den meisten Provinzen dazu führen, dass Gehaltserhöhungen stark beschränkt werden, einfach weil kein Geld vorhanden ist, um sie zu zahlen. Der Fall ist jedoch nicht so einfach. Die Nationalregierung müsste den Gouverneuren, besonders den befreundeten, unmissverständlich sagen, dass sie Gehaltserhöhungen, die die allgemeine Richtlinie übersteigen, nicht finanzieren wird. Und wenn ein Gouverneur dennoch mehr gibt, muss er dann sehen, wie er weiterkommt, und die politischen Kosten tragen. Der Erfolg bei der Begrenzung der Gehaltszulagen der Provinzverwaltungen hängt von der Härte der Nationalregierung ab.

			Die direkte Einwirkung auf die Preise

			Die Preise sind im Dezember, Januar und Februar stärker gestiegen als bisher. Für Januar hat die Regierung mit dem neuen landesweiten Index eine Zunahme der Konsumentenpreise von 3,7% zugegeben, und für Februar wird dieser Index voraussichtlich ein noch höhere Zunahme ausweisen. Neben dem Abwertungssprung, der sich direkt auf Importprodukte und auch auf Waren auswirkt, die in größeren Mengen exportiert werden (wie Getreide und Speiseöl), hat ein Preissprung beim Rindfleisch stattgefunden, der eine hohe Wägung beim Gesamtindex hat und außerdem eine Sympathiewirkung auf andere Nahrungsmittel ausübt. Die Zunahme des Fleischpreises ist grundsätzlich auf die Abnahme des Bestandes um netto ca.10 Mio. Rinder unter den Kirchners und auch auf den besseren Zustand der Weiden zurückzuführen, der dem Regen der letzten Wochen zu verdanken ist und zu geringerem Angebot von Ochsen und Kühen führt, um sie auf ein höheres Gewicht zu bringen, was nicht nur für die Landwirte, sondern auch für die Wirtschaft durchaus positiv ist. Hinzu ist dann noch allgemein die Wirkung einer durch die monetäre Expansion bedingten höheren Nachfrage hinzugekommen.

			Die Regierung ist dem Problem mit Preiskontrollen begegnet, die einmal allgemein sind und sich dann besonders auf 194 Produkte beziehen, die den normalen Warenkorb eines Haushaltes bestimmen, und besonders von Supermärkten geführt werden. Im Wesen geht es dabei um Teigwaren, Reis, Brot, Milch und Butter, Speiseöl, Zucker, Salz, Kaffee und Yerba Mate. Die Liste umfasst auch bestimmte Arten von Rindfleisch und Gemüse. Doch hier ist die Preisfestsetzung schwieriger, weil große Angebotsschwankungen bestehen. Außerdem sind bei Obst und Gemüse die Supermärkte in der Regel teurer, auch bei der Liste der verbilligten Produkte, als die kleinen Händler, die mit einer Unmenge von Läden auftreten. 

			In der Praxis wird dieses Programm der sogenannten “gepflegten Preise” viel besser durchgeführt, als das der kontrollierten Preislisten des ehemaligen Binnenhandelssekretärs Guillermo Moreno. Die Produkte, die diese neuen Listen umfassen, werden über Zeitungsanzeigen, Plakate und Internet verbreitet, und bei den Supermärkten jeweils sichtbar angegeben, so dass das Bewusstsein der Konsumenten gestärkt wird, dass sie sich wesentlich billiger versorgen können. 

			Die Regierung verhängt Strafen, wenn diese billigen Produkte fehlen. Gewiss haben die Supermärkte nicht die Schuld, wenn ihnen die Fabrikanten diese Produkte mit niedrigen Preisen nur in beschränkten Mengen liefern. Nun werden auch diese vom Handelssekretariat belästigt. Auch wenn die Supermärkte und ihre Lieferanten vor Gericht gegen diese willkürlichen Strafen klagen und schließlich recht erhalten, ist dies für sie umständlich und störend. Die Supermärkte bemühen sich somit, dass die verbilligten Waren auch da sind. Es ist der Regierung dieses Mal gelungen, dass sich viele Konsumenten an der Preiskontrolle beteiligen und per Internet Anzeige erstatten. Die Präsidentin hat die Gewerkschaften auch aufgefordert, sich mehr um die Einhaltung dieser Preise zu kümmern, als um Lohnerhöhungen, was zeigt, dass sie dieser Preispolitik eine große Bedeutung beimisst.

			Die Preise der “gepflegten” Warenliste, liegen in der Regel um 30% bis 50% unter denen analoger Produkte, die ganz nahe zu diesen, oft im gleichen Regal, zum Verkauf angeboten werden. Die Supermärkte beschränken die Zahl der gleichen Produkte für jeden Käufer (bei Speiseöl auf zwei Einheiten), um Hortung und Weiterverkauf zu verhindern. Das hat in der Praxis jedoch keine große Bedeutung. Die großen Ketten, Carrefour, Jumbo und Disco, Coto und Walmart, und auch ihre kleineren Geschäfte Dia und Vea, stehen unter einer strengen Kontrolle, wobei die Verletzungen der Normen (Fehlen eines Produktes, höhere Preise als sie zugelassen sind, Fehlen des Schildes, dass auf die Produkte aufmerksam macht, oder Ausstellung dieser Produkte an Stellen, wo sie wenig sichtbar sind) sofort ermittelt wird, und Strafverfahren eingeleitet werden. Eigenartigerweise steht bei der Zahl der festgestellten Vergehen ausgerechnet Carrefour an erster Stelle, obwohl sich dieser Supermarkt rühmt, stets die niedrigsten Preise zu haben. Hingegen stehen Jumbo und Disco mit Abstand an letzter Stelle.

			Die Unternehmen, die die betroffenen Produkte liefern, erleiden bei den “gepflegten” Preisen allgemein Verluste, die sie durch den Verkauf von Produkten mit freien oder auf alle Fälle höheren Preisen ausgleichen. Bei Kontingentierung der verbilligten Waren, wie sie faktisch unter Moreno bestand, kann die Gleichung aufgehen. Aber wenn es diese Begrenzung nicht gibt, und die Kunden massiv auf die künstlich verbilligten Produkte übergehen, entsteht ein Problem. In diesem Sinn fordern die Unternehmen zunächst eine Erhöhung der “gepflegten” Preise.

			Die chinesischen Supermärkte u.a., die nicht zu den großen Ketten gehören, haben sich bisher der “freiwilligen” Einhaltung von niedrigen Preisen für bestimmte Produkte nicht angeschlossen. Ebenfalls wird dies im Landesinneren weitgehend nicht beachtet. Wie hoch der Anteil des Umsatzes von Produkten mit “gepflegten” Preisen am Gesamtumsatz der Supermärkte liegt, ist zunächst nicht bekannt. Das müsste sich aus dem Preisindex des INDEC ergeben. Für die Regierung ist es jedoch wichtig, den Gewerkschaftern bei ihren Forderungen entgegnen zu können, dass sie nicht auf den allgemeinen Preisindex achten sollen, sondern nur auf den Warenkorb mit festen niedrigen Preisen.

			Abgesehen von dieser direkten Preispolitik, erwartet die Regierung, dass ein Wechselkurs, der nach dem Januarsprung nicht weiter steigt, die Preisfront allgemein beruhigt. Das bedeutet jedoch, dass der Wechselkurs real wieder abnimmt, womit dann die Problematik des zurückgebliebenen Wechselkurses erneut auftritt. Und dann kann im Herbst und Winter mit einem höheren Rinderangebot gerechnet werden, weil die Wiesen geleert werden müssen, um Platz für die Kälber zu schaffen, die im Frühling geboren werden. So wie die Inflation mehr Inflation schafft, wird dann auch erwartet, dass eine sinkende Rate der Preiszunahmen eine ähnliche Wirkung in entgegengesetzter Richtung hat. Doch hier wirkt die verlorene Glaubwürdigkeit dieser Regierung gegen den Erfolg. Für eine neue Regierung könnte der Fall gewiss einfacher sein.

			Die Lehrergehälter

			Der Fall der Gehälter der Lehrer, der jetzt aufgetreten ist, hat Signalwirkung. Nach der vor kurzem von der Polizei von Córdoba erpressten bedeutenden Gehaltserhöhung von durchschnittlich über 50%, die sich wie ein Lauffeuer auf andere Provinzen übertrug, haben die Nationalregierung und die Provinzregierungen eine schwache Verhandlungsposition. Doch die Regierung scheint sich bewusst zu sein, dass sie jetzt bei den Lehrern nicht nachgeben kann. Denn dann würden alle Staatsbeamten sofort analoge Zunahme fordern. Das würde das Staatsdefizit stark erhöhen, und schließlich den Nationalstaat zwingen, in erhöhtem Umfang auf Zuschüsse der ZB zu greifen, mit oder ohne Fábrega als ZB-Präsident, womit die Inflation zu explodieren droht.

			Die Primar- und Sekundarschulen hängen von den Provinzverwaltungen ab, die für die Zahlung der Gehälter verantwortlich sind. In der Tat hat dies dazu geführt, dass die Gehälter sehr unterschiedlich sind, was einen Demonstrationseffekt der Provinzen mit höheren Gehältern herbeiführt und Druck auf Provinzen mit niedrigeren Gehältern, an erster Stelle die Provinz Buenos Aires (die über 300.000 Lehrer beschäftigt), ausübt. Allgemein stellen die Lehrer bei den Provinzen und der Bundeshauptstadt um die Hälfte der gesamten Beamten dar. Die Provinzverwaltungen sind allgemein nur in der Lage, erhöhte Lehrergehälter zu zahlen, wenn der Nationalstaat ihnen die Mittel gibt oder ihnen erlaubt, sich zu verschulden. Es wäre jedoch unverantwortlich, ihnen die Aufnahme von Schulden zu erlauben, um laufende Ausgaben, und nicht Investitionen, zu zahlen.

			Kabinettschef Jorge Capitanich hat jetzt das Problem in die Hand genommen und eine Richtlinie bekanntgegeben, die faktisch für die Provinzen bindend ist. Wenn eine Provinz mehr gibt, dann muss sie sehen, wie sie das finanziert. Um zu verhindern, dass der Fall bei den Provinzverwaltungen weitergeht, hatte Capitanich vorgesehen, die Erhöhung per Dekret zu verfügen und dabei die Einzelverhandlungen in den Provinzen auszuheben. Das wurde auf Druck der Gewerkschaften zunächst bei Seite gelassen. Diese wollen eben die Möglichkeit, einer zusätzlichen Erhöhung durch die Provinzregierungen offen lassen.

			Der offizielle Vorschlag besteht in einer Erhöhung von 22%, in drei Stufen: 12% ab 1. März, 5% ab 1. Juni und 5% ab 1. November. Das bedeutet, dass das Lehrergehalt durchschnittlich in den 12 Monaten, für die dies gedacht ist, kaum 20% über dem Vorjahr liegt. Hinzu soll dann noch ein fester Betrag von $ 2.000 kommen, der in zwei Monatsraten ausgezahlt wird, und an die effektive Präsenz des Lehrers gebunden ist, weshalb diese als Prämie für sogenannten “Präsentismus” eingestuft wird. Mit diesem Zusatz gelangen die Lehrer dann auf insgesamt 26%. Allein, die Gehälter sind in den einzelnen Provinzen sehr differenziert, so dass die 22% einen unterschiedlichen Betrag darstellen, und die Prämie von $ 2.000, prozentual auf die Gehälter berechnet, auch verschieden ist. Das Anfangsgehalt würde von jetzt $ 3.416 auf $ 4.160 steigen. Die Lehrergewerkschaft CTERA fordert jedoch $ 4.860 u.a. Gewerkschaften sogar $ 5.500, also 61% mehr als jetzt. 

			Hierzu sei bemerkt, dass die Lehrergehälter in jedem Fall einen Zusatz pro Jahr der Ausübung des Berufes haben, und somit effektiv in den allermeisten Fällen viel höher sind. Ebenfalls bestehen Zusätze für Lehrer, die in entfernten Zonen tätig sind. Es ist unbegreiflich, weshalb die Regierung nicht über die komplette Gehaltsstruktur der Lehrer berichtet, auch über die effektiv gearbeiteten Tage pro Jahr und Stunden pro Arbeitstag, aus der sich ein ganz anderes, für die Lehrer viel günstigeres Bild ergibt.

			Was die Belohnung von $ 2.000 betrifft, so hat dies einen Haken, den die Gewerkschaften sofort gemerkt und deshalb den Vorschlag schroff abgelehnt haben. Allgemein sind bei der öffentlichen Erziehung sehr viele Ersatzlehrer (die ein volles Gehalt beziehen) eingestellt, oft bis zu drei pro Hauptlehrer. Das führt zu einer großen Korruption, bei der die Lehrer ständig fehlen, wegen angeblicher Krankheit oder anderen Gründen, und die Ersatzlehrer dann ihren Platz übernehmen, in vielen Fällen dann auch erkranken oder (bei Frauen) schwanger werden, so dass ein weiterer Ersatzlehrer an die Reihe kommt. Dies wird von den Gewerkschaften organisiert. Somit arbeiten die Lehrer in sehr vielen Fällen viel weniger, als es formell sein sollte, was ihnen erlaubt, andere Arbeiten zu verrichten und mehr zu verdienen. In den Privatschulen gibt es diese Ersatzlehrer entweder überhaupt nicht, oder nur sehr beschränkt. Erkranken die Lehrer privater Schulen weniger als ihre Kollegen in staatlichen? Gewiss nicht. 

			Wenn jetzt die Lehrer nicht mehr fehlen, weil sie die Sonderprämie erhalten wollen, dann haben die Ersatzlehrer nichts zu tun, und man wird man sich fragen, auch in den Provinzregierungen, wozu sie da sind. In der Tat müsste die Zahl dieser Ersatzlehrer stark beschränkt werden, womit viel Geld gespart werden könnte. Wenn die Ersparnis an bessere Gehälter für die normalen Lehrer gebunden würde, dann könnte dies politisch zu einer Entscheidung verhelfen. 

			Die Gewerkschaften haben zunächst den Regierungsvorschlag abgelehnt und in der Provinz Buenos Aires und anderen (nicht in allen) einen Streik in Aussicht gestellt, gleich bei Schulanfang, sofern ihren Wünschen nicht stattgegeben wird. Das muss die Regierung eben durchstehen, auch wenn es große Missstimmung schafft. Wesentlich ist dabei, dass die Streiktage nicht bezahlt werden. Wenn hier nachgegeben wird, dann ist allgemein bei der Lohnpolitik Hopfen und Malz verloren.

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Ist die Wirtschaft 2013 um 4,9% gewachsen? 

			Der EMAE-Index des INDEC („Estimador Mensual de la Actividad Económica”), der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes ist, ergab für Dezember eine interannuelle Zunahme von 2,7% und für das ganze Jahr 2013 eine von 4,9%. Nachdem die Zunahme des ersten Halbjahres im Vergleich zu 2012 bei 5,8% lag, sank sie im 2. Halbjahr auf 4%, mit abnehmender Tendenz. Eine Zunahme von 4,9% muss als hoch eingestuft werden, sowohl im historischen Vergleich in Argentinien, mit einer durchschnittlichen kumulativen jährlichen Zunahme von ca. 3,5% im 20. Jahrhundert, wie auch im internationalen Vergleich.

			Die privaten Schätzungen für 2013 liegen viel niedriger. Die Consulting-Firma LCG gelangt auf ein Plus von 1,9%, Elypsis auf 2,1% und Orlando Ferreres & Partner auf 1,3%. Die privaten BIP-Berechnungen sind gewiss ungenau, weil die Ökonomen nicht die Möglichkeit haben, über sämtliche notwendige Daten zu verfügen, und nicht in der Lage sind, die komplizierten Berechnungen durchzuführen, die zum Ergebnis führen. Das BIP ist keine einfache Statistik. Dennoch können Veränderungen von einem Jahr auf das andere an Hand bestimmter Indikatoren zumindest in ihrer Größenordnung richtig erfasst werden. 

			Nachdem das INDEC für die Industrie im Jahr 2013 einen Rückgang von 0,2% zugegeben hat, muss die hohe BIP-Zunahme bezweifelt werden. Die Ernte von Getreide und Ölsaat war 2013 wesentlich höher als 2012 (103 bis 105 Mio. t, gegen 90 Mio.), aber die Preise waren niedriger, und der Anteil von Sojabohne (die einen viel höheren Preis hat als Mais und Weizen) war viel geringer, so dass die Mengenzunahme nicht ausreicht, um eine BIP-Zunahme zu rechtfertigen. Außerdem stagnierte die Entwicklung bei der Rinder- und Milchwirtschaft, und bei Kulturen außerhalb der Pampa-Gegend (Kernobst, Weintrauben, Zucker, ganz besonders bei Oliven, u.a.), und allgemein fand ein Rückgang statt. Der EMAE-Index weist eine starke Zunahme bei Dienstleistungen auf, besonders bei den finanziellen. Hier stellt sich die Frage, wie weit dies eine Folge des gefälschten Preisindex ist. Denn bei der Umwandlung der nominellen Beträge in konstante Werte ergibt sich dabei eine irreale Zunahme. Dass die Banken letztes Jahr 50,2% mehr als im Vorjahr verdient haben, wie es die ZB bekanntgegeben hat, ist im Wesen ein Ergebnis der hohen Inflation, ohne entsprechende Berichtigung der Bilanzen. Das Wachstum wurde 2013 besonders durch die Bauwirtschaft angetrieben, die wegen des erweiterten sozialen Wohnungsbaus (im Rahmen des Programmes Pro.Cre.Ar.) und öffentlicher Bauten ein bedeutendes Plus ausweist. Die Präsidentin wies in ihrer Ansprache vom Freitag der Vorwoche darauf hin, dass bei Zement und Stahl letztes Jahr eine Rekordproduktion erreicht worden sei. Allein dies hat auf das BIP einen beschränkten Einfluss. 

			Auf alle Fälle handelt es sich nicht um eine definitive Zahl. Erst in einigen Wochen dürfte das Statistische Amt (INDEC) die Zahlen über das BIP des 4. Quartals (und die revidierten Zahlen für die vorangehenden Quartale) bekanntgeben. Das wäre dann eine genauere Zahl (aber nicht die definitive), die eventuell stark vom EMAE-Index abweichen kann, der schließlich nur eine Schätzung ist. 

			Es handelt sich hier nicht um eine statistische Spielerei. Bei einer BIP-Zunahme von über 3,22% muss der Wachstumscoupon bezahlt werden, der den 2005 umgeschuldeten Dollarbonds gewährt wurde. Das kostet den Staat zwischen u$s 2,5 und u$s 3,5 Mrd., was gewiss keine Kleinigkeit ist. Die Zahlung muss am 15. November 2014 angekündigt und vor dem 30. Dezember 2014 vollzogen werden. Im Oktober soll die dritte Revision des BIP fertig sein, die hier als Grundlage genommen wird. Es besteht somit die Möglichkeit, das BIP für 2013 nach unten zu korrigieren, u.a. durch Einsatz eines realistischeren Preisindex als der des INDEC, z.B. der Kongressindex. Allerdings würde die Regierung dann die Indexfälschung des INDEC offiziell zugeben, was weitere Konsequenzen hätte. 

			Die bisher in dieser Sache völlig passive Haltung der Regierung ist auffallend. Böse Zungen behaupten, dass Regierungsmitglieder und ihre Freunde diese Coupons auf dem Finanzmarkt zu Schleuderpreisen aufgekauft haben, nachdem für das Jahr 2012 keine Couponzahlung stattgefunden hat (weil das BIP kaum zunahm) und für 2013 auch keine erwartet wurde. Bei der phänomenalen Korruption dieser Regierung erscheint diese Lesart gewiss nicht abwegig. Doch im Grunde ist es unbedeutend, wer das Geld kassiert, ob Regierungsmitglieder und -freunde, Geierfonds oder andere Spekulanten. Die Inhaber der umgeschuldeten Bonds, für die dieses Geschenk gedacht war (als Teilausgleich für den hohen Schnitt auf ihre ursprünglichen Staatspapiere), haben fast alle diese Bonds sofort verkauft, zu niedrigen Preisen. Wesentlich ist jetzt, dass diese hohe Zahlung die Staatskasse und besonders die ZB-Reserven in einem kritischen Moment schwer belastet.

			

			

		

	